
    Von Christoph Trost und Marco Hadem  

    München. Die Staatsregierung hinkt bei der 
Schaffung neuer Polizei-Stellen nach Dar-
stellung der Landtags-SPD ihren selbst ge-
steckten Zielen hinterher. In ihrem Koali-
tionsvertrag hatten CSU und Freie Wähler 
2000 neue Stellen bis 2028 angekündigt. Um 
dieses Ziel zu erreichen, müssten aber nach 
derzeitigem Stand allein 2028 noch 1160 
Stellen neu geschaffen und besetzt werden, 
mahnt die SPD unter Berufung auf eine Ant-
wort des Innenministeriums auf eine Land-
tags-Anfrage der SPD. Das seien mehr als in 
den vier Jahren davor zusammen. Der SPD-
Landtagsabgeordnete Arif Tasdelen zog des-
halb das Fazit: „Das ist reichlich ehrgeizig, 
eigentlich schon utopisch.“ Die SPD fordert 
nun einen konkreten Plan, wie das Ministe-
rium das von der Koalition selbst gesetzte 
Ziel noch zu erreichen gedenke – und wie in-
nerhalb eines einzigen Jahres so viele Stellen 
geschaffen und finanziert werden sollen. 

Das Innenministerium rechnet für die 
Haushaltsjahre 2024 bis 2027 bislang 640 
Stellen dem versprochenen Stellenplus zu - 
darunter sind 340 Beamtenstellen, 130 
Arbeitnehmer- und 170 Ausbildungsstellen. 
Zum 1. September 2027 sollen, so steht es im 
Doppelhaushalt 2026/27, nochmals 200 Stel-
len hinzukommen. Für 2026 galt laut Minis-
terium auch für die Polizei ein Stellenmora-
torium. Um den angekündigten Aufwuchs 
von 2000 Polizeistellen zu erreichen, müss-
ten somit laut Ministerium im Haushaltsjahr 
2028 1160 Stellen geschaffen werden. „Das 
Innenministerium sollte jetzt zumindest 
einen Erklärungsversuch starten, wie die 
Stellen innerhalb eines Jahres finanziert, be-
setzt und auf die Polizeiverbände verteilt 
werden können“, sagte Tasdelen. Er warf der 
Staatsregierung vor, entgegen eigener Be-
teuerungen genieße die Sicherheit der Bür-
gerinnen und Bürger offenbar „nicht den 
Stellenwert, der notwendig wäre“. 

Hinzu kommt laut SPD, dass das ohnehin 
schon knappe Personal teilweise auch neue 
Aufgaben mitübernehmen müsse. Für das 
neue Drohnenkompetenz- und -abwehr-
zentrum seien     40 Stellen aus von der Landes-
polizei abgezogen worden.    

Hakt es bei den 
2000 neuen 

Polizei-Stellen? 
Diese hat die  Staatsregierung bis 2028 
angekündigt. Die bayerische SPD hat 

nachgefragt –  und ist ernüchtert.

    Von Ulf Vogler

Augsburg. Weil er einen Notarzteinsatz als 
Anlass zum Rasen genommen hat, ist ein 36 
Jahre alter Autofahrer zu einer Geldstrafe 
von 13.500 Euro verurteilt worden. Das 
Amtsgericht Augsburg sprach den Mann we-
gen Nötigung und eines verbotenen Kraft-
fahrzeugrennens schuldig und zog den Füh-
rerschein des Angeklagten ein. Das Urteil ist 
nicht rechtskräftig. Laut der Staatsanwalt-
schaft fuhr der 36-Jährige im Gegensatz zu 
allen anderen Autofahrern nicht zur Seite, 
als ein Notarztwagen mit Blaulicht und Sire-
ne auf der Bundesstraße 17 unterwegs war. 
Vielmehr soll er weiter vor dem Einsatzwa-
gen hergefahren sein und alle Signale der 

Einsatzkräfte missachtet haben, um sich den 
Weg von dem Notarzt quasi freiräumen zu 
lassen. Insgesamt sechs Kilometer soll er vor 
dem Rettungswagen geblieben sein, der Arzt 
soll dadurch mit fünf Minuten Verspätung 
bei dem Patienten angekommen sein.

Da der Angeklagte in dieser Situation die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit deutlich 

überschritten haben soll, wurde er nach der 
unzulässigen Nutzung der Rettungsgasse 
auch wegen eines verbotenen Kraftfahr-
zeugrennens verurteilt. Der Richter legte 
eine Strafe von 180 Tagessätzen zu je 75 Euro 
fest. Außerdem ordnete er an, dass der Fah-
rer frühestens nach zwei Jahren wieder einen 
neuen Führerschein beantragen darf.    

 Notarztwagen ausgebremst:  hohe Strafe
Ein Autofahrer soll   sechs 

Kilometer vor einem Notarztwa-
gen hergefahren sein, statt Platz 

zu machen. Der Arzt kam dadurch 
verspätet beim Patienten an. Was 

sagt  das Gericht zu dem Fall?

        Ein Schild mit der Aufschrift „Notarzt"   auf einem Einsatzwagen.          Foto:Lino Mirgeler/dpa                       

Das Arbeiten mit Künstlicher Intelligenz (KI) wird in immer mehr Unternehmen und Institutionen zum Standard. Doch wirft dies zahlreiche ethische Probleme auf – und ist sogar mit ganz kon-
kreten Gefahren verbunden. Foto: picture alliance/dpa/Atos Information Technology GmbH

BAYREUTH. Anthropic, eine der bedeutends-
ten Firmen zur Entwicklung  Künstlicher In-
telligenz,  warnt vor existenziellen Risiken 
für die Menschheit. Gerät die Künstliche In-
telligenz außer Kontrolle? Wie kann man die 
Risiken minimieren? Wir fragten nach bei 
Niklas Kühl, Bayreuther Professor für hu-
manzentrische KI.

Anthropic warnt vor existenziellen Risi-
ken für die Menschheit durch KI. Über-
trieben?
Prof. Niklas Kühl: Es gibt reale Risiken, und 
einige davon könnten im Extremfall existen-
ziell sein. Die Debatte wird aber falsch ge-
führt: Über die Probleme, die KI schon heute 
verursacht, wird viel zu wenig gesprochen. 
Stattdessen wird sofort das sehr unwahr-
scheinliche Weltuntergangsszenario be-
müht.

Insider behaupten,  die Künstliche Intel-
ligenz  könne die Menschheit binnen 
eines Jahrzehnts auslöschen. Nur Panik-
mache? 

Solche Aussagen beru-
hen meist auf 
„P(doom)“-Schätzungen, 
also gefühlten Wahr-
scheinlichkeiten für den 
Weltuntergang. Da liegen 
Fachleute weit auseinan-
der. Ganz ausschließen 
kann man nichts, aber 
das sind Gedankenexpe-

rimente ohne belastbare Grundlage. Für 
mich ist das Spekulation, keine Wissen-
schaft.

Was könnte denn schlimmstenfalls pas-
sieren?
Ein Zusammenbruch aller digital gestützten 
Dienste. Und das ist heute praktisch alles: 
Zahlungsverkehr, Lieferketten, Kommunika-
tion. Ein weiteres, wenn auch unwahrschein-
liches Risiko ist der Einsatz von KI bei der 
Entwicklung oder Steuerung von Waffen.

Wie hoch ist die Wahrscheinlichkeit für 
Worst Case?
Sehr gering, seriös beziffern kann sie nie-
mand. Mein Punkt ist ein anderer: Aufmerk-
samkeit und politische Energie sind be-
grenzt. Wenn die De-
batte von Untergangs-
szenarien bestimmt 
wird, fehlt diese Ener-
gie dort, wo wir tat-
sächlich etwas bewir-
ken können: bei einer 
wirksamen KI-Regu-
lierung, bei einer stär-
keren Rolle Europas in 
der KI und digitalen 
Souveränität und bei drängenden Proble-
men wie Klimawandel, wachsender Un-
gleichheit und demokratiefeindlichen Ten-
denzen.

Die KI-Entwicklung geht stürmisch vo-
ran. Gewinnstreben vor Risikobewusst-
sein?
Ja, aber das ist nichts Neues, das kennen wir 
aus jeder Technologiewelle. Und man sollte 
genau hinschauen: Wenn ein Unternehmen 
vor dem Börsengang existenzielle Risiken in 
seinen Prospekt schreibt, ist das auch juristi-

sche Absicherung gegenüber Anlegern und 
nicht nur Verantwortungsbewusstsein. Oder 
sogar Werbung: Schaut her, wie gefährlich 
wir sind!

Wird zu leichtfertig programmiert?
Vor allem wird so getan, als seien die Firmen 
nicht schuld, wenn etwas schiefgeht. Überall 
sonst wird man zur Rechenschaft gezogen, 
warum hier nicht? Es fehlt an echter Rechen-
schaftspflicht.

Der Gesetzgeber müsste bremsen? Kann 
er überhaupt?

Er kann, und er tut es 
auch: Die EU und China 
haben klare Regeln. 
Aber KI ist global, also 
braucht es auch globale 
Regulierung. Ein einfa-
cher erster Schritt wäre, 
die Anbieter endlich für 
die Schäden haftbar zu 
machen, die ihre Syste-
me anrichten.

US-Präsident Donald Trump hat wenig 
Interesse, die KI-Entwicklung stärker 
staatlich zu kontrollieren?
KI ist die einzige „winning story“, die den 
USA derzeit noch bleibt. Regulierung passt 
nicht in diese Erzählung, und eine differen-
zierte und seriöse Auseinandersetzung mit 
der Technologie ist von dieser Regierung 
nicht zu erwarten.

Anthropic steht vor dem Börsengang. 
Mit über zwei Billionen Dollar wird die 

Börse das KI-Labor bewerten, wird in 
Aussicht gestellt. Das viele Geld wird die 
KI-Entwicklung noch mehr anheizen?
Warten wir den Börsengang erst einmal ab. 
Laut dem Börsenprospekt, aus dem Reuters 
berichtet, hat Anthropic 2025 rund 4,6 Mil-
liarden Dollar Umsatz gemacht, aber einen 
operativen Verlust von gut acht Milliarden. 
Allein für Rechenleistung und Infrastruktur 
flossen 7,3 Milliarden, also etwa 1,60 Dollar 
pro Dollar Umsatz. Dazu kommen Zusagen 
über 518 Milliarden Dollar für Rechenkapa-
zität, von denen rund 80 Prozent nicht künd-
bar sind. Der Umsatz wächst zwar rasant, zu-
letzt rund 11,5 Milliarden in einem einzigen 
Quartal. Eine Bewertung von zwei Billionen 
ist trotzdem eine gewaltige Wette darauf, 
dass dieses Wachstum über Jahre anhält und 
die enormen Kosten irgendwann trägt.  

Ihre Prognose: Die KI - Fluch oder Se-
gen?
Unreguliert und ohne Rechenschaftspflicht: 
ein Fluch. Mit klaren Regeln und echter Haf-
tung kann KI ein Segen sein.

Das Gespräch führte Roland Töpfer

„Die Debatte wird falsch geführt“
Der Bayreuther KI-Professor Niklas Kühl äußert sich zu existenziellen Risiken der Künstlichen Intelligenz. Er besitzt eine klare Meinung, 

was (Welt-)Untergangsszenarien durch KI betrifft: Dies sei Spekulation und  keine Wissenschaft.

„Über die Probleme, die 
KI schon heute 

verursacht, wird viel zu 
wenig gesprochen.“

Niklas Kühl KI-Experte

Niklas Kühl  ist Professor und Inhaber des 
Lehrstuhls für Wirtschaftsinformatik und 
humanzentrische Künstliche Intelligenz an 
der Universität Bayreuth. Kühl forscht an der 
Schnittstelle von Künstlicher Intelligenz und 
deren verantwortungsvoller Anwendung in 
Wirtschaft und Gesellschaft. Im Zentrum 
steht dabei die Zusammenarbeit zwischen 
Menschen und KI.

Zur Person

N. Kühl Foto: privat

    München. Weil ein Ehepaar nach Ansicht 
eines Gerichts seine Bahnfahrt zum Münch-
ner Flughafen zu knapp kalkuliert hat, hat es 
keinen Anspruch auf Erstattung der Kosten 
für einen Ersatzflug. Dass im deutschen 
Schienenverkehr Verspätungen  vorkommen 
könnten, sei eine allgemein bekannte Tatsa-
che, die bei der Auswahl der Zugverbindung 
zwingend zu berücksichtigen sei, urteilte das 
Amtsgericht München und wies  die Klage ab. 

Das Paar aus  Oberbayern hatte seinen 
Flug ins ägyptische Hurghada nach Angaben 
des Gerichts verpasst, weil dessen Zug im 
September 2025 wegen Personen im Gleis 
mehr als eine Stunde zwischen Tutzing und 
Pasing stand. Als die beiden Reisenden am 
Flughafen ankamen, war der Gepäckschalter 
bereits geschlossen. Diese buchten für den 
Abend auf eigene Kosten einen Flug.

Das Paar habe eine Verbindung gewählt, 
die das Zugterminal am Flughafen planmä-
ßig nur 122 Minuten vorher erreicht hätte, 
hieß es vom Gericht. Damit sei selbst bei 
pünktlicher Ankunft nicht gewährleistet ge-
wesen, dass dieses den Schalter rechtzeitig 
erreiche. dpa    

  Keine Erstattung 
für neuen Flug

     Nürnberg/LEIPZIG. Wegen der Abrechnung 
von nicht geleisteten Hausbesuchen und 
eines sexuellen Übergriffs auf eine Patientin 
muss ein Arzt aus Niederbayern sechs Jahre 
in Haft. Der Bundesgerichtshof   in Leipzig hat  
ein Urteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth 
bestätigt. Das Gericht hatte ihn   wegen Be-
trugs in 13 Fällen und des sexuellen Über-
griffs verurteilt. Demnach hatte der Mann 
bei der Kassenärztlichen Vereinigung Bay-
ern  Leistungen wie Hausbesuche im Not-
dienst abgerechnet, die er   nicht erbrachte: 
ein  Schaden von knapp 1,5 Millionen Euro. 
Auch  hatte er  2021 einer Patientin ohne me-
dizinischen Grund an die Brust gefasst. dpa   

 Arzt muss wegen 
Betrugs in Haft

    Sulzbach-Rosenberg. Die Suche nach der 
seit 2007 vermissten Kerstin Lee Langley aus 
Regensburg geht weiter. Die Polizei will im 
Tagesverlauf Sondierungsarbeiten in einem 
Waldstück in Sulzbach-Rosenberg aufneh-
men. Am Freitag waren in der Gemeinde 
Berg bei Neumarkt in der Oberpfalz mensch-
liche Überreste gefunden worden. Der Hin-
weis, der zu dem ersten Fundort führte, habe 
auch die zweite Stelle als möglichen Gra-
bungsort umfasst, teilte die Polizei mit.

Ob die gefundenen Überreste Kerstin Lee 
Langley zuzuordnen sind, war zunächst un-
klar. Das Ergebnis einer rechtsmedizini-
schen Untersuchung dazu liege noch nicht 
vor, hieß es zu Wochenbeginn. Die damals 39 
Jahre alte Kerstin Lee Langley war im Som-
mer 2007 von ihrem Bruder als vermisst ge-
meldet worden. Der Lebensgefährte der Frau 
gab laut den Ermittlern an, sie habe sich von 
ihm getrennt und sei mit einem alten Freund 
in einem dunklen Auto mit Deggendorfer 
Kennzeichen davongefahren. Bisher gelang 
es der Polizei nicht, diesen „alten Freund“ 
ausfindig zu machen.  dpa  

Neue Suche im Fall   
Kerstin Lee Langley
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